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1. Einfuhrung

Was ist die Dublin-II-Verordnung?

Die Dublin-II-Verordnung von 2003 regelt,
welcher Staat flr die Durchfiihrung des
Asylverfahrens zustandig ist, wenn ein
Flachtling! irgendwo in Europa einen Asylan-
trag stellt.?

Sie gilt auf dem Gebiet der EU zzgl.
Schweiz, Norwegen und Island - diese
Staaten werden hier zusammenfassend als
~Dublinstaaten™ bzw ,Dublingebiet" bezeich-
net. Sie hat das Dubliner Ubereinkommen
abgelést, daher die Bezeichnung Dublin-IT
und die von den Behdrden noch gelegentlich
verwendete Abkilirzung ,,DU-Verfahren®.

Als EU-Verordnung gilt sie unmittelbar in al-
len Mitgliedsstaaten, sie muss also nicht erst
wie eine EU-Richtlinie in nationales Gesetz
umgesetzt werden.

»~Dublinverfahren® sind reine Zustandig-
keitsbestimmungsverfahren. Die Frage,
ob ein Flichtling in seinem Heimatland ver-
folgt wurde, spielt darin keine Rolle.

IMMER, bevor ein Dublinstaat ein Asylver-
fahren durchfihrt, prift die jeweilige Asyl-
behérde, ob sie Gberhaupt dafir zustandig
ist. Im Jahr 2009 ging das Bundesamt bei
etwa 33% aller in Deutschland gestellten
Asylantragen davon aus, dass Deutschland
nicht zusténdig sei und richtete ein Uber-
nahmeersuchen an einen anderen europai-
schen Staat.

Dublinverfahren werden auch dann durchge-
fihrt, wenn ein Flichtling aufgegriffen wird,
keinen Asylantrag stellen will, aber bereits in
einem anderen Dublinstaat um Asyl nachge-
sucht hat.

Die Ziele von Dublin-II werden mit den Aus-
dricken ,,one chance only"™ und ,,no refu-
gees in orbit" bezeichnet.

1 Der Begriff ,Fllichtlinge" wird hier nicht im juristi-
schen Sinne verwendet (also flir Personen, denen
die Flichtlingseigenschaft zuerkannt wurde), son-
dern allgemein flir Menschen, die aus ihrem Her-
kunftsland geflohen sind und Schutz suchen.

2 Den Text findet man z.B. unter www.asyl.net/
uploads/media/dublin_vo.scr.pdf

»One chance only" heiBt, dass ein Fllchtling
nur in EINEM europadischen Staat die Chance
auf ein Asylverfahren haben soll. Es soll also
nicht mehr mdglich sein, nach einer Ableh-
nung z.B. in Italien noch ein Asylverfahren
in Deutschland durchzufihren.

~No refugees in orbit" heiBt, dass aber auch
tatsachlich jeder Flichtling die Chance auf
ein Asylverfahren haben soll.

Es soll nicht mehr vorkommen, dass Fliicht-
linge durch Europa irren und sich kein Staat
fur die Durchfiihrung eines Asylverfahrens
zustandig fluhlt.

Implizite Voraussetzung von Dublin-II ist
eine Harmonisierung der europaischen Asyl-
systeme. Aber noch ist sie nicht gegeben,
weder in Bezug auf die Anerkennungschan-
cen, noch auf die materiellen Aufnahmebe-
dingungen.

Deshalb wandern Flichtlinge selbstver-
standlich weiter durch Europa, um in Lander
zu gelangen, in denen sie menschenwiirdig-
e Lebensbedingungen und ein aussichtsrei-
ches Asylverfahren erwarten kénnen.

Auch familidre Bindungen spielen bei der
Wahl des ,Ziellandes" fur die Menschen eine
Rolle — werden aber bei der Bestimmung des
zustandigen Staates durch Dublin-II kaum
beriicksichtigt.
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Bestimmung des zustédndigen Staates

Die Zustandigkeit flr die Durchfiihrung des
Asylverfahrens wird nach dem sogenannten
~Modifizierten Verantwortungsgrund-
satz"™ bestimmt. ,Verantwortung™ kann man
etwas plakativ mit ,,Schuld" lbersetzten,
entscheidend ist also welcher Staat ,schuld®
daran ist, dass der Asylantragsteller in das
Dublingebiet eingereist ist. Sei es, dass er
seine AuBengrenze nicht hermetisch abge-
riegelt hat, sei es, dass er ein Visum erteilt
hat. ,Modifiziert" wird dieses Prinzip z.B.
durch einige Ausnahmeregelungen flir Fami-
lien, unbegleitete Minderjahrige oder fir
Flichtlinge, die mehr als ein Jahr nach ihrer
Einreise einen Asylantrag stellen.

Das ,Prifschema Dublinverfahren™ (s.u.)
fihrt die Kriterien der Zustandigkeit auf und
hilft bei der Bestimmung des zustandigen
Staates. Hinweise auf die Zustdandigkeit
eines anderen Staates ergeben sich z.B. aus
der Reisewegsbefragung bei Polizei oder
BAMF, aus Fahrkarten, Passen oder Flug-
tickets, die der Flichtling dabei hat oder - in
ca. 60% der Falle, aus den sogenannten Eu-
rodac-Treffern.?

Was ist Eurodac?

Eurodac ist die europdische Fingerab-
druckdatei, die seit 2003 existiert.*

Darin werden die Fingerabdriicke von allen
Personen ab 14 Jahren gespeichert, die

« einen Asylantrag in einem Dublin-
staat stellen;

« bei der illegalen Einreise ins Dublin-
gebiet aufgegriffen werden;

+ sich illegal in einem Dublinstaat auf-
halten und aufgegriffen werden.

Wenn einem Fluchtling Fingerabdriicke ab-
genommen werden, werden sie bei der Eu-
rodac-Zentraleinheit in Luxemburg gespei-
chert. Jedem Datensatz wird eine Nummer
zugeordnet.

3 Die Indizien und Beweise fiir die Zustédndigkeit eines
Mitgliedsstaates sind im Anhang der sog. Dublin-II-
Durchfiihrungsverordnung aufgelistet, zu finden
unter:www.asyl.net/fileadmin/user_upload/gesetze-
texte/Dublin_DVO.pdf

4 Grundlage sind die Eurodac-Verordnung: http://ww-
w.asyl.net/fileadmin/user_upload/gesetzetexte/Eu-
rodac-VO.pdf und die Eurodac-Durchfihrungsver-
ordnung: www.asyl.net/fileadmin/user_upload/
gesetzetexte/Eurodac-DVO.pdf

Sie beginnt mit einem Landerkdirzel, dann
folgt eine Ziffer, aus der hervorgeht, in wel-
cher der drei aufgefiihrten Situationen die
Fingerabdriicke genommen wurden und wei-
teren Ziffern und Buchstaben.

So bedeutet z.B.

IT1...... - der Betroffene hat in Italien einen
Asylantrag gestellt

GR2.... - der Betroffene hat die EU-AuBen-
grenze Griechenlands illegal Gberschritten,
hat aber keinen Asylantrag gestellt

D3....... - der Betroffene wurde in Deutsch-
land aufgegriffen, hat aber keinen Asylan-
trag gestellt

In Deutschland werden Fingerabdruckdaten
von Flichtlingen zundchst an das Bundeskri-
minalamt Ubermittelt, von dort weiter an die
Eurodac-Zentraleinheit. Stellt sich dort
heraus, dass der Flichtling bereits in einem
anderen Dublinstaat erfasst wurde, spricht
man von einem ,Eurodac-Treffer“. (Zum
Umgang des BAMF mit ,wegen Qualitats-
mangeln nicht verwertbaren Fingerab-
dricken vgl. Kap. 4.3.)

Die Treffermeldungen werden per Fax ans
BAMF Ubermittelt und finden sich in der
BAMF-Akte.

Achtung! So lange in Deutschland kein Asy-
lantrag gestellt ist, erfahrt das Bundesamt
nur von sog. ler-Treffern, d.h. von denen,
die im Zusammenhang mit einer Asylantrag-
stellung abgenommen wurden. Das ist inso-
fern logisch, als ein Dublinverfahren nur
dann madglich ist, wenn zumindest in einem
Dublinstaat ein Asylantrag gestellt wurde.

(Unberlihrt davon bleiben Zurlickschiebun-
gen und Zurlickweisungen nach einem Auf-
griff im Zusammenhang mit der Einreise auf
anderer rechtlicher Grundlage. Diese sind
auch ohne Dublin-Verfahren maoglich.)
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Wie laufen Dublinverfahren ab?

Wenn bei der Polizei oder in einer BAMF-Au-
Benstelle festgestellt wird, dass Hinweise auf
die Zustandigkeit eines anderen Dublinstaa-
tes vorliegen, wird die Akte an eins der bei-
den Dublinreferate des BAMF weitergelei-
tet.

Das Referat 430 in Niirnberg ist fiir Per-
sonen zustdndig, die noch keinen Asylantrag
in Deutschland gestellt haben sowie fiir Falle
von besonderer Bedeutung. Das Referat
431 in Dortmund ist flir alle anderen Du-
blinverfahren zusténdig. Der Ablauf des Ver-
fahrens und die Fristen sind in den Schema-
ta auf Seite 5-7 dargestellt.

Richtet eines der beiden Dublinreferate eine
Anfrage an den mutmaBlich zustandigen
Staat und antwortet dieser nicht innerhalb
der vorgeschriebenen Frist, wird seine Zu-
stimmung ,fingiert" - er wird also automa-
tisch zustandig, ohne dass er explizit zuge-
stimmt hat. Zur Zeit antwortet zum Beispiel
Griechenland grundsatzlich nicht auf Anfra-
gen aus anderen Dublinstaaten und wird im-
mer durch Zustimmungsfiktion zustandig.

Die Fristen fir die Anfrage an den mutmaB-
lich zustandigen Staat laufen ab Asylantrag-
stellung, die Frist fiir die Uberstellung ab
Zustandigkeitsubergang - d.h. durch das
Schreiben, in dem die Zustimmung erklart
wird oder, bei der Zustimmungsfiktion, mit
Ablauf der Frist flr die Antwort auf die An-
frage.

Selbsteintritt bedeutet die Ubernahme der
Zustandigkeit durch einen Staat, der eigent-
lich nicht zustandig wéare. Mdchte man also,
dass ein Fluchtling in Deutschland sein Asyl-
verfahren betreiben kann, obwohl ein ande-
rer Staat zustandig ist, beantragt man beim
BAMF den Selbsteintritt.

So lange ein Dublinverfahren lauft (bis also
der Flichtling entweder Uberstellt ist oder
die Zustandigkeit Deutschlands festgestellt
ist), trifft das BAMF keine inhaltliche Ent-
scheidung Uber den Asylantrag, auch wenn
zuvor eine Anhoérung zu den Fluchtgriinden
durchgefihrt wurde.

Einigt sich das BAMF mit einem anderen Du-
blinstaat, dass dieser fiir die Durchflihrung
des Verfahrens zustandig ist, erlasst es
einen Bescheid, demzufolge der Asylantrag
~unzuldssig" ist. Die Abschiebung in den
zustandigen Staat wird angeordnet - nicht
angedroht, d.h. es gibt keine Frist flr eine
freiwillige Ausreise.

Die selbst organisierte Reise in den zustan-
digen Staat wird - obwohl in der Dublin-II-
VO durchaus vorgesehen - vom BAMF kate-
gorisch abgelehnt. Im Einzelfall kann es
sich trotzdem lohnen, mit der zustandigen
Auslanderbehérde dariber zu verhandeln.

Wenn sich der Bescheid als Entwurf in der
Akte befindet und das BAMF die Modalitaten
der Uberstellung mit dem Zielstaat geklart
hat, wird die Akte an die zustandige Zentra-
le Auslanderbehdrde gegeben, die die
Uberstellung organisiert.

Ob fir die Prifung von inlandsbezogenen
Abschiebehindernissen die ZAB oder das
BAMF zustandig sind, ist zur Zeit strittig.

Das BAMF informiert weder den betroffe-
nen Fliichtling noch seinen Anwalt,
wenn ein Dublinverfahren eingeleitet wird.
Nur im Ausnahmefall wird der Bescheid vor
der Abschiebung zugestellt. In der Regel er-
halt ihn der Betroffene von der Polizei, die
ihn unangekindigt zur Abschiebung abholt.
Dem Anwalt wird eine Kopie des Bescheides
am Tag der Abschiebung oder in den
folgenden Tagen per Post zugestellt.

(Vgl. dazu und zur Frage des gerichtlichen
Rechtsschutzes den Artikel ,Am Rande des
Rechts"™ ab Seite 16.)

Dublinverfahren kénnen sehr schnell
ablaufen, zwischen Anfrage und
(unangekiindigter!!) Uberstellung liegen
manchmal weniger als zwei Wochen!

Achtung! Hat eine Person bereits in einem
anderen Dublinstaat den Fliichtlingsstatus
erhalten, beendet das BAMF das Dublinver-
fahren, da die Dublin-II-VO nicht auf aner-
kannte Flichtlinge anwendbar ist! (Vgl. Ka-
pitel 8)
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Neu: Verkiirzte Anhérungen in Dublin-
verfahren

Das BAMF hatte im Dezember 2009 eine Re-
gelung eingeflihrt, derzufolge Flichtlinge
Uberhaupt nicht angehért werden sollten,
wenn sie einen Eurodactreffer hatten, ein Vi-
sum flUr einen anderen Dublinstaat oder
wenn sie bei der Einreise aus einem anderen
Dublinstaat nach Deutschland inhaftiert wor-
den waren. Diese Regelung wurde inzwi-
schen modifiziert: In der Dienstanweisung
des BAMF vom Marz 2010 heiB3t es, dass nur
dann auf eine Anhdrung verzichtet werden
kann, wenn zum Zeitpunkt der Asylantrag-
stellung schon eine Anfrage an einen ande-
ren Dublinstaat gerichtet wurde und diese
entweder noch nicht oder positiv beantwor-
tet wurde.®

Im August 2010 wurde die Anhdrungspraxis
in Dublinfallen nun erneut geandert: Liegt
vor der Anhérung ein Eurodactreffer (auBer
aus Griechenland, s.u.) vor, wird keine An-
horung zu den Fluchtgriinden durchge-
fuhrt. Es werden nur die 25 Fragen gestellt,
die am Anfang jeder Anhoérung stehen, d.h.
zu Staatsangehérigkeit, Personaldokumen-
ten, Familie, Fluchtweg etc. Dieser Fragebo-
gen wurde minimal erganzt, siehe rechte
Spalte. Am Ende der Anhérung soll der
Hinweis erfolgen: ,Aufgrund Ihrer oben
gemachten Angaben wird das Bundesamt
nunmehr zunédchst die Frage (berpriifen, ob
Deutschland fiir eine inhaltliche Priifung
Ihres Asylantrages zustédndig ist." Nach
dieser Anhdrung wird wird die Akte ans
Dublinreferat in Dortmund abgegeben.
Ausnahme: Bei Eurodactreffern aus
Griechenland wird eine normale Anhérung
auch zu den Fluchtgriinden durchgefthrt,
denn diese Uberstellungen werden z.Zt. zu
fast 100% verhindert.

Es ist (den Verfassern dieses Skriptes) zur
Zeit noch nicht klar, ob auch in anderen Féal-
len eine verklirzte Anhérung durchgefihrt
wird, z.B. analog zu der Regelung von 2009
(Visum oder Einreise aus anderem MS) oder
wenn die Fingerabdriicke des Antragstellers
flir Eurodac nicht auswertbar sind. Sobald
es dazu verlédssliche Informationen gibt,
werden sie in dieses Skript aufgenommen.
Aktualisierungen sind auf der Seite ww-
w.asyl.net abrufbar.

5 www.proasyl.de/fileadmin/fm-dam/i_Asylrecht/
Dienstanweisungen-Asyl_BAMF2010.pdf

Ausziige aus dem aktuellen BAMF-Fra-
genkatalog, Erganzungen kursiv

Frage 6 Haben oder hatten Sie ein
Aufenthaltsdokument/ Visum fir die
Bundesrepublik Deutschland oder ein
anderes Land? Wenn ja: Von welcher
auslédndischen Vertretung wurde das Visum
wann ausgestellt und wie lange war es
gtiltig ?

Frage 22 Haben Sie bereits in einem anderen
Staat Asyl oder die Anerkennung als Flicht-
ling beantragt oder zuerkannt bekommen?
Sind Sie in einem anderen Mitgliedstaat er-
kennungsdienstlich behandelt worden,d.h.
wurden Ihnen Fingerabdriicke genommen
oder wurden Sie fotografiert ?

Frage 22a Bei Antwort ,,NEIN" und Vorliegen
eines EURODAC-Treffers der Kategorie 1:
Nach meinen Informationen haben Sie am
(Datum Antragstellung MS) in (Name des
MS) einen Asylantrag gestellt. Was sagen
Sie dazu? Gibt es Griinde, die gegen die
Priifung einer Uberstellung in ein anderes
europdisches Land und eine dortige Priifung
des Asylantrages sprechen ?

Frage 22b Bei Antwort ,,JA": Gibt es Griinde,
die gegen die Priifung einer Uberstellung in
ein anderes europédisches Land und eine
dortige Prifung des Asylantrages sprechen?

Frage 23 Wurde flr einen Familienangehdérigen
in einem anderen Staat der Flichtlingsstatus
beantragt oder zuerkannt und hat dieser
dort seinen legalen Wohnsitz?

Frage 24 Haben Sie Einwande dagegen, dass
Ihr Asylantrag in diesem Staat [d.h. in
Deutschland, Anm.d.Verf.] gepriuft wird?

Frage 25a) Bitte schildern Sie mir, Uber welches
Land Sie nach Deutschland eingereist sind ?
Zu welchem Datum ist die Einreise nach
Deutschland erfolgt? Welche Verkehrsmittel
haben Sie hierzu benutzt? (Flugzeug, Sons-
tiges, WeiB nicht)

Frage 25b) Bitte schildern Sie mir, durch
welche européischen Lander Sie zuvor
gereist sind ? Wann sind Sie dort ein- und
ausgereist und wo haben Sie sich in dem
Land aufgehalten? Welches Verkehrsmittel
haben Sie hierzu benutzt ? (Flugzeug,
Sonstiges, WeiB3 nicht)
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2. Prifschema Dublinverfahren - Welcher Staat ist zustandig?

‘ Antragsteller minderjahrig?

O

G

\

begleitet durch Eltern
oder Vormund?

Familieneinheit bestand
schon im Herkunftsland?

Art. 4(3): MS, der fiir die Eltern / den
Vormund zustandig ist

Elternteil/\VVormund rechtmaRig
im Dublingebiet und die

Art. 6: MS, in dem sich
Elternteil/NVormund rechtmaRig
aufhalt, sofern im Interesse des
Kindes

getroffen wurde?

Ehemann/Ehefrau oder minderjahriges Kind
im Dublingebiet, der/die/das als Fliichtling
anerkannt ist ODER Uber dessen/deren
Asylantrag noch keine erste Entscheidung

Art. 6: MS, in dem der 1. Asylantrag gestellt wird/wurde (Ausnahmen

8-

Visum oder Aufenthaltstitel fiir einen
MS (auch Duldung), giiltig oder
abgelaufen?

-

beachten!)
Art. 7 oder 8: MS, in dem sich der
a Angehorige aufhalt — sofern von den
N Betroffenen gewiinscht! (Ausnahmen

Visum vor mehr als 6

+ Monaten, Aufenthaltstitel
oder Duldung vor mehr als
2 Jahren abgelaufen?

0

beachten!)

Art. 9: MS, in dem der 1. Asylantrag
gestellt wird/wurde (Ausnahmen
beachten!)

(Ausnahmen beachten!)

Art. 9: MS, der Visum/ Aufenthaltstitel/ Duldung ausgestellt hat

lllegale Einreise ins Dublingebiet
weniger als 12 Monate vor der
ersten Asylantragstellung?

— >

Grenzstaat bekannt?

@

8-

lllegale Einreise ins Dublingebiet
mehr als 12 Monate vor der ersten
Asylantragstellung?

Aufenthalt von mehr als 5
Monaten in einem MS? . >

-

Visumsfrei eingereist?

-

-

Art. 10(1): MS, dessen Auliengrenze
Uberschritten wurde. (Ausnahmen
beachten!)

Art. 10(2) Letzter MS, in dem sich
der Antragsteller mehr als 5 Monate
aufgehalten hat (Ausnahmen
beachten!)

beachten!)

Art. 10(2) MS, in dem der 1. Asylantrag gestellt wird /wurde (Ausnahmen

visumsfreie Einreise zwar in den Ein-
reisestaat erlaubt, aber in den Staat
der Asylantragstellung verboten?

Art. 11(1): MS, der die
visumsfreie Einreise erlaubt hat
(Ausnahmen beachten!)

Art. 11(2) MS, in dem der 1. Asylantrag gestellt wird/wurde (Ausnahmen beachten!

1. Asylantrag im Flughafentransit?

@

Art. 12: MS, in dem der 1. Asylantrag gestellt wird/wurde (Ausnahmen beachten!)

Art. 13: MS, in dem der 1. Asylantrag gestellt wird/wurde (Ausnahmen beachten!)
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Dublin-Verfahren — Ausnahme

MS, in dem sich der Asylsuchende aufhalt,

Ubernimmt die Zustandigkeit aus politis

n von Art. 4(3) und 6-13

chen,

humanitaren oder praktischen Griinden

(Ermessensentscheidung)

gleichzeitige oder zeitnahe Einreise mit
Ehemann/Ehefrau/minderjahrigen Kind

Anwendung der Art. 4-13 droht Trennung

MS, in dem sich der Asylsuchende aufhalt, bittet

einen anderen MS um Ubernahme der
Zustandigkeit aus humanitaren Grinde

Asylsuchender wurde aus Dublingebiet

abgeschoben oder hat es zwischenzeitlich freiwillig

> Art. 3(2): MS, der die Zustandigkeit Gbernimmt,
fuhrt das Verfahren durch (Selbsteintritt)

Art. 14: MS, der fir die meisten Familienmitglieder

ern, bei

— zustandig ist. Wenn unklar oder gleiche Anzahl in
verschiedenen Landern: MS, der fir das alteste

Familienmitglied zustandig ist

4>

Art. 15: Ersuchter MS kann die Zustandigkeit
Ubernehmen, bei den in 15(2) und (3) genannten

n Konstellationen soll er sie Gibernehmen
(Zusammenfiihrung von Familienmitgliedern)

4>

fur mehr als 3 Monate verlassen (muss

nachgewiesen werden)

Fristiberschreitung im Dublinverfahren

Art. 16: friihere Zustandigkeiten sind erloschen,
neue Zustandigkeitsbestimmung erforderlich

— Art. 17-20: siehe Tabellen unten

Fristen im Aufnahmeverfahren (d.h. bisher kein Asylantrag im ersuchten MS: Eurodac-2, 3 oder kein Treffer)

far

Frist

Folgen bei Fristiiberschreitung

Aufnahmeersuchen

3 Monate ab Asylantragstellung

MS, in dem Asylantrag gestellt
wurde, wird zustandig

Antwort des ersuchten MS

2 Monate
(bei Dringlichkeit,
z.B. Abschiebehaft: 1 Monat )

ersuchter MS wird zustandig
(Zustimmungsfiktion)

Uberstellung

6 Monate
bei Straf-/U-Haft 12 Monate
bei Untertauchen 18 Monate

MS, der ersucht hat, wird
zustandig

Fristen im Wiederaufnahmeverfahren (d.h. Asylantrag im ersuchten MS gestellt, i.d.R. Eurodac-1)

far

Frist

Folgen bei Fristiberschreitung

Wiederaufnahmeersuchen

keine

keine

Antwort des ersuchten MS

bei EURODAC-Treffer 2 Wochen
ohne EURODAC-Treffer 1 Monat

ersuchter MS wird zustéandig
(Zustimmungsfiktion)

Uberstellung

6 Monate
bei Straf-/U-Haft 12 Monate
bei Untertauchen 18 Monate

MS, der ersucht hat, wird
zustandig

Fristen bei Remonstrationen (bei Ablehnung des ersuchten MS)

flr

Frist

Folgen bei Fristiberschreitung

Remonstration nach
Ablehnung des ersuchten MS

3 Wochen ab Ablehnung

MS, der ersucht hat, wird zustandig

Antwort des ersuchten MS

2 Wochen ab Remonstration

MS, der ersucht hat, wird zustandig
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3. Ablauf des Dublinverfahrens, wenn in Deutschland ein Asylantrag gestellt wird
(vereinfacht und vorerst unter Vorbehalt wegen der Unklarheiten bzgl. der verkiirzten
Anhérungen)

Eurodactreffer? (Ggf. auch: Verkiirzte Anhdrung beim

Visum? Einreise aus anderem BAMF, vgl. S. 4. (Falls vor Handlungs-
Dublinstaat? Night-auswertbare Czﬁq'agéfiétgl‘fr?%ﬁﬁ';?; mog|ICh keiten
Fingerabdriicke? Vgl. S. 4) Dublinstaat angefragt

v

Abgabe der Akte an das ab jetzt:

- auch zu den Fluchtgriinden. ' Dublinreferat in Dortmund | Kontakt mit dem
: i Dublinreferat in Dortmun |
| Hinweise auf Zustandigkeit | i Bundesamt halten,

eines anderen Dubllnstaates’? | i | regelmiRig Akteneinsicht

wurde, findet ggf. gar
@ keine Anhorung statt.)

~ Anhérung beim BAMF,

beantragen, ggf.
Interventionsmaoglichkeiten
nutzen, vgl. Kapitel 8.

Prifung der Zustandigkeit durch das BAMF, Entscheidung,
- ob die Akte in die AuBBenstelle zuriickgegeben wird

Ca

6@ Ersuchen an den mutmalflich
zustandigen Dublinstaat™)

v

Antwort des anderen Dublinstaates™)

Ablehnung

Zustimmung oder keine Antwort
( = Zustimmungsfiktion)

Ubergang der Zustandigkeit an den ‘ ggf. Petition

anderen Dublinstaat. Dennoch vor der |

Uberstellung: Entscheidung (iber den

Selbsteintritt durch das BAMF

Selbsteintritt (auRer in kein Selbsteintritt
Grlechenlandfallen selten!)

- BAMF klart Modalitéten der Eilantrag (wenn der

i Uberstellung, fertigt einen Bescheidentwurf in

i Bescheidentwurf, gibt die Akte der Akte ist)

an d|e ZAB ab, d|e d|e Uber' Verfassungsbeschwerde

| stellung organisiert (agf. bei abgelehntem
i : Eilantrag)

Klage (ggf. schon vor Zu-
stellung des Bescheides,
danach auf jeden Fall)

Uberstellung
nicht innerhalb
der Frist*)

maglich

Uberstellung
innerhalb
der Frist*)
moglich

Petition (vor/an Stelle von/
nach dem Eilverfahren)

Durch- bzw. Fortfiihrung des Asylverfahrens in L :
i Deutschland, ggf. Nachholung der Anhérung zu i | Asylverfahren im anderen |
- den Fluchtgriinden - | Dublinstaat ?

*) Fristen s.S. 6
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4. Hinweise fiir die Beratung von
4.1. Fliichtlingen ohne Asylantrag
4.2. Unbegleiteten Minderjahrigen

4.3. Fliichtlingen mit fiir Eurodac nicht verwertbaren Fingerabdriicken
4.4. Fliichtlingen mit ,,Griechenlandverfahren"

4.1. Besonderheiten des Verfahrens,
wenn kein Asylantrag gestellt wurde

Wenn eine Person in Deutschland keinen
Asylantrag stellt, kann trotzdem ein Dublin-
verfahren eingeleitet werden — namlich im-
mer dann, wenn bereits in einem anderen
Dublinstaat ein Asylantrag gestellt wurde.
Festgestellt wird das in der Regel durch
einen Eurodac-1ler-Treffer. Zustandig fur die-
se Dublinverfahren ist das Dublinreferat in
Niirnberg. Wenn noch ein Asylantrag
gestellt wird, nachdem das Dublinverfahren
eingeleitet wurde, wird die Akte
normalerweise (aber nicht immer) an das
Dublinreferat in Dortmund abgegeben.

Personen, die keinen Asylantrag in Deutsch-
land stellen, erfahren von ihrem Dublinverf-
ahren noch seltener etwas als Fluchtlinge
mit Asylantrag. Es ergeht auch kein Be-
scheid des BAMF. Ist keine Uberstellung
madglich, entscheidet die ABH lber das wei-
tere Vorgehen.

Das Dublinreferat in Niirnberg kann Uber-
nahmeersuchen zuriickziehen, auch
wenn die Zustandigkeit schon Ubergegangen
ist. Das entspricht quasi dem Selbsteintritt,
den das Dublinreferat in Dortmund erklaren
kann, wenn ein Asylantrag in Deutschland
gestellt wurde. Es ist also mdglich, dass das
Dublinreferat in Nirnberg von einer Uber-
stellung absieht, ohne dass bzw. bevor ein
Asylantrag gestellt wird.

4.2. Besonderheiten bei Verfahren von
unbegleiteten Minderjiahrigen

Fur unbegleitete Minderjahrige gelten ande-
re Zustandigkeitsregeln als fir
Erwachsene, deshalb kann das Ergebnis der
Altersfestsetzung liber den Ausgang des
Dublinverfahrens entscheiden, vgl. dazu den
Aufsatz ,Sag mir, wie alt du bist" ab Seite
20. Bei UMF begriindet nicht die bloBe
Einreise Uber einen anderen Dublinstaat
dessen Zustandigkeit, sondern nur eine
Asylantragstellung in diesem Staat.

Auch die Selbsteintrittspraxis ist eine
andere als bei Erwachsenen. UMF werden
zur Zeit (9/2010) nicht nach Griechenland
und Malta abgeschoben, selbst wenn sie
dort einen Asylantrag gestellt haben.
Beziiglich Griechenlands gibt es dazu eine
Weisung der Bundesregierung.

Allerdings wird in den Fallen, in denen es in
einem dieser Lander einen Asylantrag des
UMF gegeben hat, trotzdem ein Dublinver-
fahren durchgefiihrt, d.h. es gibt ein Uber-
nahmeersuchen und der Ubergang der Zu-
standigkeit durch Zustimmung oder Zustim-
mungsfiktion wird abgewartet. Deshalb soll-
te auch in diesen Fallen unbedingt Kontakt
mit dem Dublinreferat gehalten werden, ins-
besondere dann, wenn der Eintritt der Voll-
jahrigkeit bevorsteht.

Wird ein UMF in Obhut genommen und er-
gibt ein spater bekannt werdender Euroada-
ctreffer, dass der Jugendliche in einem ande-
ren Staat ein friheres Geburtsdatum ange-
geben hatte und somit bereits volljahrig
ware, ist das Jugendamt keineswegs ver-
pflichtet, diese Angabe zu iibernehmen.

Im Gegenteil: Das BAMF muss das Jugend-
amt und die BetreuerInnen konsultieren, um
zu einer Alterseinschatzung zu kommen, fir
die der Eurodactreffer allenfalls ein Indiz
sein kann, aber kein Beweis. Das Ergebnis
der Einschatzung ist im Bescheid festhalten.?

1 Dienstanweisung des BAMF S. 116f., die aktuelle
Fassung (3/2010) ist abrufbar unter http://ww-
w.proasyl.de/fileadmin/fm-dam/i_Asylrecht/Dienst-
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Wenn es Verwandte gibt, die die
Vormundschaft iibernehmen wollen und
kénnen, sollte so schnell wie mdglich ein
Antrag auf Vormundschaft beim Famili-
engericht und beim BAMF ein Antrag auf
Selbsteintritt aus familidgren Griinden gestellt
werden. (Es sei denn, die Vormundschaft
bestand schon im Heimatland, dann ist
Deutschland gemaB Art. 6 ohnehin
zustandig - aber auch darauf muss das
BAMF hingewiesen werden.)

Ob ein Dublinverfahren im Gange ist, sollte
bei allen UMF geklart werden, auch wenn
kein Asylantrag gestellt wird. Spatestens
wenn es Hinweise gibt, dass der Jugendliche
in einem anderen Dublinstaat einen Asylan-
trag gestellt haben kdénnte, sollte das BAMF
um Auskunft gebeten werden, ob es ein sol-
ches Verfahren betreibt. Ansonsten kann es
véllig iiberraschend zu einer Uberstellung
kommen! Der Vormund muss zwar liber
das Dublinverfahren informiert werden,
aber die Erfahrung zeigt, dass man sich
nicht in allen Fallen darauf verlassen kann.

4.3. Fliichtlinge mit Fingerabdriicken,
die fiir Eurodac nicht auswertbar sind

Das BAMF ist der Ansicht, dass viele somali-
sche Flichtlinge ihre Fingerkuppen ,manipu-
lierten™, um eine Auswertung der Finger-
abdriicke fiir Eurodac unméglich zu ma-
chen. Die Zahl der somalischen Flichtlinge
ist in diesem Jahr sehr stark gestiegen, im
August war Somalia Herkunftsland Nr. 1 mit
730 Asylantragen.

Deshalb gibt es seit August 2010 eine Son-
derregelung fiir somalische Asylsuchen-
de:

Wer bei der ED-Behandlung beim BAMF Fin-
gerabdriicke abgibt, die ,wegen Qualitits-
mangeln" fiir Eurodac nicht auswertbar
sind, erhalt persodnlich oder per Post eine so-
genannte ,Betreibensaufforderung". Er
wird aufgefordert, binnen eines Monats er-
neut beim Bundesamt vorsprechen, um eine
ED-Behandlung durchfihren zu lassen oder
schriftlich darlegen, warum ihm dies nicht
maglich ist. Weiterhin soll er schriftlich dar-
legen, durch welche Léander er nach
Deutschland gereist ist, wie lange er sich
dort aufgehalten hat, ob er dort bereits

anweisungen-Asyl_BAMF2010.pdf Vgl. auch den Ar-
tikel ,Sag mir, wie alt du bist" ab Seite 20.

einen Asylantrag gestellt hat und wie dar-
Uber entschieden wurde. Verweigert er dies
oder ist die erneute ED-Behandlung wieder
nicht erfolgreich, wird die Akte an das Refe-
rat 423 abgegeben, das einen Einstellungs-
bescheid fertigt. Das heiB3t, der Asylantrag
gilt wegen ,,Nicht-Betreibens des Ver-
fahrens™ als zuriickgenommen.

Das Referat 423 entscheidet auch - ohne
personliche Anhérung, sondern nach Ak-
tenlage! - ob ein Abschiebungsverbot
nach § 60 Abs. 2 bis 5 oder Abs. 7 AufenthG
vorliegt. Mit dieser inhaltlichen Entscheidung
nimmt sich das Bundesamt allerdings die
Moglichkeit, zu einem spateren Zeitpunkt
noch ein Dublinverfahren zu betreiben.

Achtung! Diese Informationen stammen zu-
nédchst nur aus den Merkbléttern, die das
Bundesamt verteilt. Es ist zur Zeit
(13.9.2010) noch zu friih, um Uber die Pra-
xis der Verfahrenseinstellungen berichten zu
kénnen. Es ist auch noch nicht klar, ob sie
sich bundesweit und auf Dauer durchsetzt.
Sobald praktische Erfahrungen vorliegen,
werden sie in diese Mappe aufgenommen;
die aktuelle Version kénnen Sie jeweils auf

www.asyl.net abrufen.

Unklar ist unter anderem noch Folgendes:

Findet auch bei nicht-verwertbaren Finger-
abdricken die verkurzte Anhérung statt?
(s.S. 4) Wenn ja, wenn also auf die Anhé-
rung zu den Fluchtgriinden verzichtet wird,
hat das Auswirkungen auf die Entscheidung
nach Aktenlage.

Akzeptiert das BAMF Erkldrungen, ggf. &drzt-
liche Atteste, warum eine Person keine elek-
tronisch auswertbaren Fingerabdriicke abge-
ben kann?

Werden Dublinverfahren eingeleitet, wenn
die zur Stellungnahme aufgeforderte Person
angibt, Uber einen Dublinstaat eingereist zu
sein, ohne dass dies mit einem Eurodactref-
fer bewiesen werden kann?


http://www.asyl.net/
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4.4, Flichtlinge mit ,,Griechenlandver-
fahren™

Bei Verfahren mit Griechenland wird zwar
bei besonders Schutzbediirftigen (d.h.
unbegleitete Minderjahrige, Familien mit
kleinen Kindern, Schwangere, Traumatisiert-
e, Schwerkranke, Alte, Behinderte, ggf. auch
alleinstehende Frauen?) der Selbsteintritt
erklart. Trotzdem wird zuvor eine Anfrage an
Griechenland gerichtet und der Zustandig-
keitstibergang durch Verfristung (nach 2 Mo-
naten) abgewartet. Wahrend dieser Zeit
liegt die Akte beim Dublinreferat, es wird
nicht tber den Asylantrag entschieden. Erst
nach dem Selbsteintritt wird die Akte an die
AuBenstelle zur Entscheidung zu-
rickgegeben.

Handelt es sich allerdings nicht um eine be-
sonders schutzbedirftige Person (also z.B.
um gesunde Erwachsene und Familien mit
Kindern ab ca. 10 (!!) Jahre), betreibt das
BAMF die Abschiebung. Bei
Griechenlandverfahren wird auf Weisung der
Bundesregierung die Abschiebung ,zur
Entlastung Griechenlands™ immer erst am
Ende der sechsmonatigen Uberstellungsfrist
geplant.

Deswegen muss standiger Kontakt mit dem
Bundesamt bzw. mit der fir den Vollzug zu-
standigen Auslanderbehdrde gehalten wer-
den. Kristallisiert sich heraus, dass ein kon-
kreter Uberstellungstermin feststeht, muss
beim zustandigen Verwaltungsgericht um
Eilrechtsschutz ersucht werden.

Bis vor einem guten Jahr war der
Begrindungsaufwand flr diese
Eilrechtsschutzantrage enorm grofB3; seitdem
allerdings das Bundesverfassungsgericht am
08.09.2009 erstmals und seitdem in
mindestens elf weiteren Fallen
Uberstellungen nach Griechenland per
einstweiliger Anordnung ausgesetzt hat,
reicht bei den meisten Gerichten ein Hinweis
auf diese hochstrichterliche Rechtsspre-
chung, um das Eilverfahren erfolgreich ab-
zuschlieBen. Einige wenige Gerichte (so z.B.
die Afghanistan-Kammer des VG Kassel) leh-
nen Eilantrage jedoch weiterhin ab, so dass
in diesen Fallen nur der Weg zum Bundes-
verfassungsgericht bleibt.

2 Vgl. www.asyl.net/fileadmin/user_upload/beitraege_

asylmagazin/AM-2010-05-148-bender-bethke.pdf

Es kann in diesem Zusammenhang gar nicht
genugend betont werden, dass ein
gewonnener Eilantrag nur die vorldufige
Aussetzung der Uberstellung nach
Griechenland bedeutet. Ob die betroffene
Person ihr Asylverfahren wirklich endgultig
in Deutschland betreiben kann, entscheidet
sich erst mit dem Urteilsausspruch in der
Hauptsache.

Die Hauptsacheentscheidungen sind zur Zeit
aber rar gesat. Die meisten
Verwaltungsgerichte warten -
nachvollziehbarerweise - mit ihrer
Entscheidung in der Hauptsache auf das
Urteil des Bundesverfassungsgerichts in den
anhangigen zwolf
Verfassungsbeschwerdeverfahren (zu denen
die entsprechenden Eilbeschllisse ergingen).

Fir den 28.10.2010 ist die mindliche
Verhandlung zu einer der
Verfassungsbeschwerden anberaumt, und
eine Entscheidung dirfte dann einige
Wochen spater verklindet werden. Es lohnt
sich daher, die Berichterstattung in den
Medien zu verfolgen.

Der Ausgang dieses konkreten
Verfassungsbeschwerdeverfahrens wird
maBgeblich auch Gber den Ausgang der
meisten Hauptsacheverfahren entscheiden,
die gegen Dublin-Uberstellungen nach
Griechenland gerichtet und bei den
unterinstanzlichen Verwaltungsgerichten
anhangig sind.

Da auch der "worst case", d.h. die
vollstandige Abweisung der
Verfassungsbeschwerde, nicht
ausgeschlossen werden kann, darf nicht
unterschatzt werden, welchen Wert es hat,
wenn es gelingt, bzgl. eines/r Betroffenen
eine besondere Schutzbedlirftigkeit zu
begrinden. Dann sind Klage und Eilantrag in
der Regel namlich nicht notwendig, vgl. den
bereits in der FuBnote dieses Abschnittes
genannten Aufsatz.
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5. Anmerkungen zur Situation in den einzelnen Bundesldandern

Dieses Kapitel soll noch deutlich ausgebaut werden. Hinweise zu weiteren lander-
spezifischen Regelungen bitte per Mail an fluechtlingsberatung@ekhn-net.de

5.1. Hessen

Das hessische Innenministerium hat
die Auslanderbehérden am 9.6.2010
angewiesen, Abschiebungen nach
Griechenland den Betroffenen mindes-
tens sieben Werktage vorher anzu-
kiindigen, damit sie noch Gelegenheit
haben, um verwaltungsgerichtlichen
Rechtsschutz nachzusuchen.

Das Regierungsprasidium Darmstadt ver-
zichtet zur Zeit ohnehin ganz auf Uberstel-
lungen nach Griechenland.

(Achtung, Stand September 2010! Die Si-
tuation kann sich nach dem Urteil des
BVerfG schnell andern!)

In Hessen betragt die Zeitspanne zwischen
Aufnahme in die HEAE und Asylantragstel-
lung oft sechs Wochen und mehr. Danach
kann es noch einmal mehrere Wochen dau-
ern, bis die Anhérung stattfindet. Seit Ende
2009 werden deshalb viele Fliichtlinge aus
der Hessischen Erstaufnahmeeinrichtung in
die Kommunen zugewiesen, bevor ihre An-
hérung beim BAMF stattgefunden hat.

Vorher war der Ablauf so:

1. Aufnahme beim BAMF (Asylantrag-
stellung, Ausstellung der Aufent-
haltsgestattung, sog. "erstes Inter-
view")

2. irgendwann Mitteilung des Anho-
rungstermins

3. Anhorung ("zweites Interview")

4. Transfer in den Landkreis (auBer bei
Prognose "offensichtlich unbegriin-
det")

Nun ist der Ablauf so:

1. Aufnahme beim BAMF, siehe oben,
zusatzlich i.d.R. auch Mitteilung des
Anhdrungstermins

2. wenn mehr als ca. zwei Wochen zwi-
schen Aufnahme und Anhdérung lie-
gen: Transfer in den Landkreis,
ansonsten Verbleib in der HEAE

3. Anhoérung, ggf. mit Anreise aus dem
Landkreis. Bei Eurodactreffern ver-
kirzte Anhorung (s.S. 4)3

4. ggf. nach der Anhérung: Transfer in
den Landkreis (auBer bei Prognose
»,offensichtlich unbegrindet" oder
kurz bevorstehender Uberstellung)

Befindet sich ein Flichtling nach der Anhé-
rung noch in der HEAE und steht die Uber-
stellung nach Ansicht des Bundesamtes un-
mittelbar bevor, erfolgt in der Regel kein
Transfer.

Bei Griechenlandverfahren findet aber -
weil sie so lange dauern, s. Kap. 4.4. - im-
mer ein Transfer in den Landkreis statt,
wenn auch manchmal verzégert. Das ortli-
che Sozialamt erfahrt nichts von diesen
Verfahren, es kann also sein, dass schon
IntegrationsmaBnahmen eingeleitet wer-
den, obwohl noch nicht einmal geklart ist,
ob das Asylverfahren in Deutschland statt-
finden wird.

Wird einem Fllchtling bei der Aufnahme
beim BAMF kein Anhdérungstermin mitge-
teilt, ist hdchste Vorsicht geboten! Da meh-
rere Wochen zwischen der ersten ED-Be-
handlung und der Asylantragstellung lie-
gen, kann es sein, dass in dieser Zeit ein
Ubernahmeersuchen an einen anderen
Staat gerichtet wurde - und dann kann das
BAMF vollig auf eine Anhérung verzichten!
(s.S. 4)

Im Asylverfahrenssekretariat kann man
sich erkundigen, ob eine Anhérung geplant
und nur aus organisatorischen Griinden
nicht angesetzt ist. Wenn das nicht der Fall
ist, sollte man unbedingt prifen, ob ein
Dublinverfahren lauft!

3 Wenn der Termin zu friih am Morgen angesetzt ist,

kann man mit dem Asylverfahrenssekretariat kla-
ren, ob eine Verschiebung mdoglich ist. Falls nicht:
Ggf. mit der HEAE kléren, ob eine Ubernachtung
moglich ist. Die Fahrkosten kénnen beim Sozialamt
beantragt werden.
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6. Vorschlag zum Vorgehen, wenn es Hinweise auf ein Dublinverfahren
gibt

1. Kldren, in welchem Land der Klient sein Asylverfahren betreiben méchte und
warum. Nicht immer ist Deutschland das Land, in dem der Klient bleiben méchte!

2. Kldren, welches Land zustdndig ist. Dabei zundchst Griinde fiir einen Selbsteintritt
Art. 3 (2) und die Anwendung der humanitéaren Klausel auBer Acht lassen. (Priifschema Seite 5
sowie auf S. 6 Art. 14, 16 und die Fristliberschreitungen klaren)

3. Falls es schon mdglich ist: Klaren, welches Land vom BAMF angefragt wurde und
auf welchen Erkenntnissen das beruht (nicht immer weiB das BAMF von der Existenz von Visa,
von der Dauer des Aufenthalts in einem anderen MS etc.)

4. Falls (wie meistens) das zustidndige und/oder angefragte Land nicht das ge-
wiinschte Land ist:

a) klaren, ob die D-II-VO nicht korrekt angewandt wurde und ob das evtl. daran liegt,
dass das BAMF bestimmte Umstdnde auBer Acht gelassen hat bzw. sie ihm nicht bekannt wa-
ren

b) kldren, ob es Griinde fiir einen Selbsteintritt bzw. die Anwendung der humanitare-
n Klausel gibt (Selbsteintritt gem. Art. 3 (2), wenn Deutschland das gewlinschte Land ist.
Humanitare Klausel gem. Art. 15, wenn ein anderes Land wegen dort lebender Verwandter das
gewulnschte Land ist.)

- Anwalt kontaktieren, Chancen im Verwaltungsverfahren und im Gerichtsverfahren bespre-
chen

- Verfahren immer im Auge behalten! In Dublinverfahren muss oft Akteneinsicht beantragt
werden, zusatzlicher telefonischer Kontakt mit den Sachbearbeitern in Dortmund oder
NUrnberg ist sinnvoll.

Anmerkung:

4b) ist erfahrungsgemaB der Punkt, der am meisten Zeit in Anspruch nimmt. Aber es ist sinn-
voll, vorher die anderen Punkte abzukldren.

Manchmal sind relevante Informationen dem BAMF einfach nicht bekannt oder sie wurden nicht
bewiesen (z.B. die Existenz von Verwandten, die Dauer des Aufenthalts in einem MS, Fristliber-
schreitungen etc.). Gelegentlich kommt es auch vor, dass das BAMF dem angefragten Staat
solche Informationen nicht mitteilt und dieser sich irrtimlich fir zustandig erklart.

Allerdings muss man sich beeilen, wenn das BAMF einen eigentlich nicht zustandigen Staat an-
fragt. Wird dieser durch Zustimmung(sfiktion) zustandig, sind die Chancen, juristisch gegen
die Uberstellung in diesen eigentlich unzusténdigen Staat vorzugehen, unklar. Teilweise wird in
diesen Fallen angenommen, das Bundesamt sei zu einem Selbsteintritt verpflichtet, um die
fehlerhafte Zustandigkeitsbestimmung wieder rickgangig zu machen.
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7. Fragebogen Dublinverfahren — Fragen an Klienten in der Beratung

Um bei einem der Dublinreferate des BAMF nachzufragen, ob bereits ein Dublinverfahren lauft,
bendtigt man

- entweder Name, Geburtsdatum und Herkunftsland
- oder das Aktenzeichen des BAMF (aus der Aufenthaltsgestattung).

Fur alle weitere Auskiinfte muss eine Vollmacht vorgelegt werden. Es ist sinnvoll, beim ersten
Beratungsgesprach auch folgende Informationen abzufragen:

- gibt es bereits eine anwaltliche Vertretung?
- Datum der Asylantragstellung (steht in der Aufenthaltsgestattung)
- Datum der (geplanten) Anhérung

Mit diesen Daten kann man feststellen, ob ein Verfahren lauft und wie weit es ist. Um
einschatzen zu konnen, ob es aussichtsreich ist, einzugreifen, helfen folgende Infor-
mationen - falls bekannt:

1. Mdchte die Person, dass ihr Asylverfahren in Deutschland durchgefihrt wird? (Wenn
nicht, wo dann und warum?)

2. a) Bei (laut BAMF) Volljéhrigen: ist die Volljahrigkeit unstrittig, wenn nein, warum
nicht?

b) Bei Minderjéhrigen: Befindet sich ein Elternteil/Vormund im Dublingebiet oder gibt es
hier (auch entferntere) Verwandte? Wo und mit welchem Aufenthaltsstatus? Besteht
Kontakt oder wird er gewilinscht?

3. Gibt es Ehepartner oder minderjéhrige Kinder im Dublingebiet? (Seit wann? Im Asylver-
fahren? Wenn ja, wurde schon eine erste Entscheidung Uber den Asylantrag getroffen?
Welchen Aufenthaltsstatus haben sie? Mdglichst genaues Alter?)

4. Gibt/gab es ein Visum oder einen Aufenthaltstitel flir einen Dublinstaat? (echt/falsch?

bis wann glltig (gewesen)? schon bei einer Behdérde vorgelegt?)

Legal/illegal eingereist ins Dublingebiet? Wann und wo?

Transitlander ab Einreise ins Dublingebiet, wie lange war die Person jeweils ungefahr

dort? Wurden dort Fingerabdricke genommen / ein Asylantrag gestellt? Wenn ja, wann

und mit welchem Ausgang? Wurde mdglicherweise der Fllichtlingsstatus zuerkannt?

(Achtung, in diesem Fall ist die Dublin-II-VO nicht mehr anwendbar, siehe unten!) Gab

es Kontakt zu einer Beratungsstelle/einem Anwalt? Bei Minderjahrigen: Welches Alter

wurde dort angegeben?

7. Ist die Person seit ihrer ersten Einreise ins Dublingebiet noch einmal flir mehr als 3 Mo-
nate aus Europa ausgereist oder abgeschoben worden? (Wenn ja, wohin, wie lange, ist
das beweisbar?)

8. Ist bekannt, ob es schon einmal ein Dublinverfahren gegeben hat? (Wann, wo, mit wel-
chem Ausgang?) War die Person schon einmal in Abschiebehaft oder wurde an einer in-
nereuropdischen Grenze zurlickgewiesen?

oun

9. Liegt (mdglicherweise) eine Schwangerschaft, Krankheit, Traumatisierung oder Behin-
derung vor?

10. Gibt es einen Lebensgefdhrten/eine Lebensgefahrtin oder pflegebediirftige Familienang-
ehoérige im Dublingebiet? (Genauer ausfiihren!)

11. Warum moéchte die Person nicht, dass ihr Asylverfahren in dem (mutmaBlich) zustandi-
gen Staat durchgefiihrt wird? Was hat sie erlebt, was befiirchtet sie? (Diese Angaben
sollten so ausfihrlich wie mdglich sein und unter Umstanden auch als eidesstattliche
Versicherung formuliert werden.)
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8. Typische Fallkonstellationen, in denen man gegen eine Uberstellung
vorgehen kann (Stand 9/2010!)*

* Der ,Klassiker" - Familie mit Kindern bis 10 Jahre, bei denen Griechenland zusténdig wére

Das BAMF richtet zwar in der Regel ein Aufnahmeersuchen an Griechenland, tritt aber spa-
ter selbst ein. Trotzdem ist eine Uberwachung des Verfahrens nétig, sicherheitshalber durch
einen Anwalt, gelegentlich sind noch Eilantrage oder sogar eine Verfassungsbeschwerde no6-

tig.
* Personen jeden Alters, bei denen Griechenland angefragt ist

Das BAMF versucht weiterhin, zu Uberstellen. Eilantrage bei den Verwaltungsgerichten ha-
ben Uberwiegend Erfolg, notfalls hilft eine Verfassungsbeschwerde (entsprechenden Anwalt
beauftragen). Ein gewonnener Eilantrag - sei es beim VG, sei es beim BVerfG - darf aber
nicht dariiber hinwegtduschen, dass die Griechenland-Uberstellung damit nur
voribergehend abgewendet ist. Entscheidend ist letztlich der Hauptsacheausspruch des
angerufenen Gerichts. Und diesen Hauptsacheausspruch schieben im Moment viele
unterinstanzliche Gerichte vor sich her, weil sie abwarten wollen, wie sich das
Bundesverfassungsgericht in seiner bald erwarteten Entscheidung zu den
RechtsmaBigkeitsvoraussetzungen fiir Dublin-Uberstellungen nach Griechenland &uBert
(siehe Abschnitt 4.4). Dieses Abwarten ist nachvollziehbar, fihrt aber dazu, dass sich viele
Betroffene teils seit iber einem Jahr in einer qualenden "Warteschleife" befinden, ohne
dass sie in dieser Zeit Gewissheit dariiber gewonnen hatten, welches Land fir ihren
Asylantrag zustandig ist.

* Angehérige ,schutzbediirftiger Gruppen", die nach Malta abgeschoben werden sollen

Zu dieser Gruppe zéhlen unbegleitete Minderjahrige, Familien mit Kindern unter ca. 10
Jahren, Schwangere, Traumatisierte, Schwerkranke, Alte und Behinderte. Seit etwa Herbst
20009 tritt das BAMF in diesen Fallen selbst ein, wenn bei UMF das Alter feststeht und bei
den anderen Gruppen arztliche Stellungnahmen vorliegen. Anwaltliche Vertretung ist vor
allem bei mdéglichen Zweifeln an der Schutzbedirftigkeit dringend anzuraten.

I Auch bei allen anderen Personen sollte gerichtlich gegen eine drohende Uber-
stellung nach Malta vorgegangen werden

* unbegleitete Minderjéhrige, die Verwandte im gewinschten Land haben, die bereit und in
der Lage sind, die Vormundschaft zu Ubernehmen

Wenn nahe Angehdérige die Vormundschaft fir einen unbegleiteten Minderjahrigen
tibernommen haben, kann eine Uberstellung in einen anderen Dublin-Staat und damit die
Trennung zwischen Vormund und Minderjéhrigen unzuldssig sein. Ob die
Aufnahmebedingungen in dem Zielstaat der Uberstellung fiir diese besonders
schutzbediirftige Personengruppe gut oder schlecht sind, darauf kommt es dann erst gar
nicht an. Die eigentliche Hiirde bei diesem Vorgehen besteht darin, gegeniiber dem
Jugendamt und dem Familiengericht Gberzeugend darzulegen, dass die/der nahe
Angehdrige der mit der Vormundschaft verbundenen Verantwortung gewachsen ist.

4 Vgl. C. Hruschka: Humanitare Losungen in Dublinverfahren. In: Asylmagazin 7-8/2009. http://www.asyl.net/filead-
min/user_upload/ beitraege_asylmagazin/AM2009-07-05-Hruschka.pdf

D. Bender / M. Bethke: Die Selbstbindung des Bundesamtes in Dublinfdllen. In: Asylmagazin 5/2010. http://ww-
w.asyl.net/fileadmin/user_upload/beitraege_asylmagazin/AM-2010-05-148-bender-bethke.pdf
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...Fortsetzung: Typische Fallkonstellationen

* unbegleitete Minderjéhrige, die in dem eigentlich zustdndigen Staat als Volljéhrige regis-
triert sind und deshalb nach einer Uberstellung nicht minderjéhrigengerecht untergebracht
wirden

Eine ,Abschiebung in die Volljahrigkeit" verst6Bt gegen das Kindeswohl, das aber vom
BAMF berticksichtigt werden muss. Wichtig ist, dass der Vormund hinter seinem Miindel
steht und die Altersfeststellung verteidigt!

Personen, bei denen es um den Schutz von (kurz bevorstehender) Ehe (schlieBung) und
Familie geht

Wenn madglich, sollte nachgewiesen werden, dass die Beziehung schon langer besteht, ggf.
dass es sich um ein leibliches Kind handelt etc.

* Personen, die im Dublingebiet pflegebediirftige Angehérige haben (= Schwangere, alleiner-
ziehende Frauen, Schwerkranke, Schwerbehinderte, Personen hohen Alters), die auf ihre
Unterstitzung angewiesen sind

Medizinische Stellungnahmen sollten von Facharzten verfasst werden, die Diagnosen und die
Hilfs- oder Pflegebedirftigkeit missen gut begriindet sein.

* Traumatisierte (v.a. UMF!) , Schwerkranke, die in ein Land (Uberstellt werden sollen, in dem
eine Fortfihrung (!) ihrer Therapie nicht sichergestellt ist, Schwangere, die in ein Land
Uberstellt werden sollen, in dem die Lebensbedingungen sehr schlecht sind wie z.B. Italien.
Bei léngerfristiger attestierter Reiseunféhigkeit kann die Uberstellungsfrist ablaufen, auch
unabhdngig von der Situation im Zielstaat.

Insbesondere psychiatrische Diagnosen und Therapieempfehlungen missen unbedingt von
erfahrenen Facharzten gestellt werden, ggf. sind Gutachten nétig.

* Personen, bei denen die Zusténdigkeitskriterien nicht korrekt angewandt wurden

Evtl. reicht es, das BAMF auf bestimmte Umstande hinzuweisen (Verwandtschafts-
beziehungen etc.), evtl. muss die korrekte Anwendung der Verordnung auf
gerichtlichem Weg erstritten werden.

* Sonderfall: Personen, die auf anderer rechtlicher Grundlage in einen Dublinstaat abgescho-
ben werden sollen, denen dies aber nicht zumutbar ist

Erfahrt das BAMF im Laufe eines Dublinverfahrens, dass der Person bereits in einem ande-
ren Dublinstaat der Flichtlingsstatus zuerkannt wurde, wird das Dublinverfahren beendet.
Ist bereits ein Asylantrag in Deutschland gestellt, wird er abgelehnt, da die Person bereits
vor Verfolgung sicher war. Ist noch kein Asylantrag gestellt, gibt das Dublinreferat die Zu-
standigkeit fir das weitere Vorgehen an die Auslédnderbehérde ab. Der Staat, der die
Flichtlingseigenschaft zuerkannt hat, ist verpflichtet, die Person zuriickzunehmen. Wenn
dort allerdings unzumutbare Lebensbedingungen drohen, kann auch gegen diese Abschie-
bung vorgegangen werden.
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Am Rande des Rechts

Die Problematik der Dublin-ll-Verordnung. Von Dominik Bender

Die meisten Betroffenen und VerfahrensberaterIn-
nen sind inzwischen gut informiert und wissen, dass
die Bundesrepublik Deutschland vor der materiel-
len Priifung eines Asylantrages erst einmal prift, ob
nach dieser Verordnung nicht vielleicht ein anderer
Mitgliedstaat der Europdischen Union fir die Pru-
fung des Asylantrages zustindig sein konnte. Die
Rechtsanwiiltinnen und Richterlnnen sind inzwi-
schen ebenfalls gut informiert und wissen, dass die
konkrete gesetzgeberische Ausgestaltung des Ver-
waltungs- und Gerichtsverfahrens zu Entscheidun-
gen nach der Dublin-II-VO, wie sie in den §§ 18,
27a, 31, 34a AsylVfG vorgenommen worden ist,
ernstzunehmende verfassungsrechtliche Bedenken
aufwirft. So verwundert es auch nicht, dass das
Bundesverfassungsgericht seit September 2009
inzwischen acht Verfassungsbeschwerden zur Pri-
fung angenommen hat, die auf die Aussetzung von
Dublin-Uberstellungen in den jeweiligen Fillen zie-
len. Die Entscheidung tber diese Verfassungsbe-
schwerden wird im Sommer dieses Jahres erwartet.

Was ist Dublin- II?

Wer diese Frage beantworten will, dem hilft viel-
leicht zunéchst ein Vergleich mit der innerdeutschen
Rechtslage — aber auch nur ,zunichst*.

Asylsuchende, die sich in Deutschland an eine
AuBlenstelle des Bundesamtes fiir Migrationund
Fliichtlinge (BAMF) wenden, um dort einen Asylan-
trag zu stellen, konnen sich
diese aus den insgesamt 22
Auflenstellen frei auswihlen.
Damit ist aber nicht gesagt,
dass das Asylverfahren auch
in der ausgewihlten Auflen-
stelle durchgefihrt wird und
eine Unterbringung in der
angeschlossenen Erstaufnahmeeinrichtung stattfin-
det. Welche Erstaufnahmeeinrichtung und Auflen-
stelle des Bundesamtes zustindig sind, wird nim-

dann tabu.

Die Dublin-1I-Verordnung liefert die
Kriterien, in welchen EU-Mitgliedstaa-
ten sich Betroffene aufhalten diirfen.
Alle anderen EU-Staaten sind

lich letztlich mit Hilfe des bundesweiten Vertei-
lungssystems EASY (Abkiirzung fiir: Erstverteilung
von Asylbewerbern) ermittelt und im Rahmen einer
Verwaltungsentscheidung nach § 22 Abs. 1 S. 21i.Vm.
§ 46 Abs. 1 und 2 AsylVfG festgelegt. Der Ort der
AuRerung des Asylersuchens spielt dabei nur dann
eine Rolle, wenn die AuRenstelle, an die sich die
oder der Asylsuchende gewendet hat, nach den Kri-
terien des EASY-Verfahrens ohnehin zustindig wire
(vgl. § 46 Abs. 1 S. 1 AsylVfG).

Dem EASY-Verteilungssystem liegen Kriterien wie
Herkunftslinderschwerpunkte bestimmter Auflen-
stellen und die aktuelle Ausschopfung der Aufnah-
mekontingente der Bundeslinder zugrunde. Famili-
dre Bindungen bleiben grundsitzlich vollig unbe-
riicksichtigt (Ausnahme: § 46 Abs. 3 S. 2 AsylVfG;
auRerdem wird in Fillen, in denen es um die Kern-
familie geht, zuweilen von den Verteilungsstellen
auflerhalb des EASY-Systems eine Losung gesucht).
Im Rahmen des EASY-Systems wird also davon aus-
gegangen, dass Asylsuchende letztlich unter Hin-
nahme von Grundrechtseinschrinkungen jedwede
Ortsfestlegung zu akzeptieren haben (vgl. auch § 55
Abs. 1 S. 2 AsylVfG). Wer schon einmal mit den
Betroffenen von Entscheidungen tber die zustindi-
ge AuRRenstelle und Erstaufnahmeeinrichtung zu tun
hatte, der weif3, wie einschneidend diese Zustin-
digkeitsentscheidungen einerseits sind und wie
schlecht es andererseits um ihre gerichtliche
Angreifbarkeit bestellt ist.

In idhnlicher Weise konnte
man auch die Funktion der
Dublin-II-VO erkliren: Wo
immer ein asylsuchender
Mensch in Europa erstmals
einen Asylantrag stellt oder
wo immer in Europa eine
Person, die bereits in einem Mitgliedstaat einen
Asylantrag gestellt hat, aufgegriffen wird, die
Dublin-II-VO liefert die Kriterien und Verfahrensbe-


shirinsha
Schreibmaschinentext
[Quelle: "Hinterland"-Magazin des Bayerischen Flüchtlingsrates, 
Ausgabe Nr.13, zu finden unter www.hinterland-magazin.de]


stimmungen, nach denen festgestellt werden kann,
in welchem Mitgliedsstaat die oder der Betroffene
das Asylverfahren verfolgen darf und in welchem
Mitgliedsstaat sie beziehungsweise er sich folglich
(nur) aufhalten darf. Alle anderen Mitgliedsstaaten
sind dann tabu®.

Wesentliche Unterschiede beider Systeme

So sehr der Vergleich zwischen dem EASY-Verfah-
ren und der Dublin-II-VO dem ersten Verstindnis
dienen mag, so sehr tduscht der Vergleich aber tiber
wesentliche Unterschiede dieser beiden Systeme
hinweg. Wihrend die AuSenstellen des Bundesam-
tes samtlich Verwaltungsuntergliederungen ein- und
derselben Bundesbehorde sind, haben die Asylbe-
horden der EU-Mitgliedsstaaten nichts miteinander
zu tun. Wihrend die Aner-

kennungspraxis dementspre-  Asylsuchende erfahren nichts davon,
chend innerhalb Deutsch- dass das Bundesamt in Wirklichkeit
lands meistens #dhnlich ist, einen anderen EU Mitgliedsstaat auf-
fillt sie in den verschiedenen — gefordert hat, sich fiir das Asylver-
Mitgliedstaaten der EU vollig ~ fahren fiir zustdndig zu erkldren.

unterschiedlich  aus.  So

wurde beispielsweise im Jahr

2007 in Osterreich ca. 70 Pro-

zent aller tschetschenischen

Asylsuchenden ein Schutzsta-

tus eingerdumt, wihrend die Anerkennungsquote in
der Slowakei unter einen Prozent lag.

Als weiteres Beispiel kann auf die in krasser Weise
divergierende Abschiebepraxis europdischer Staa-
ten, zum Beispiel in den Zentralirak, verwiesen wer-
den: Teilweise haben europiische Staaten Ruk-
kibernahmeabkommen mit der irakischen Regie-
rung abgeschlossen und machen von diesen in
erheblichem Umfang Gebrauch (so zum Beispiel
Schweden). Teilweise hingegen ist die Abschiebung
irakischer Asylsuchender aus anderen Mitgliedsstaa-
ten der EU, zum Beispiel aus Deutschland, derzeit
grundsitzlich nicht moglich.

Hinzu kommt jingst der Umstand, dass bestimmte
Mitgliedsstaaten an den AuRengrenzen der EU (zum
Beispiel Griechenland und Malta) derart hohe
Flichtlingszahlen zu verzeichnen haben, dass die
Kapazititen ihrer Infrastruktur fiir Asylsuchende
vollig tiberlastet sind und die Betroffenen zum Bei-
spiel in Obdach- und Einkommenslosigkeit leben,
sowie ohne jegliche gesundheitliche Mindestversor-
gung sich selbst tiberlassen sind — eine Problematik,
die innerhalb Deutschlands nicht auftritt.

Rechtliche Moglichkeiten

Zuletzt ist auch noch auf einen wesentlichen Struk-
turunterschied zwischen dem EASY-System und der
Dublin-II-VO hinzuweisen. Im Raum stehenden
Grundrechten, wie familidren Bindungen kann
tiberdies nach gewisser Zeit durch Korrekturent-
scheidungen (so genannte lindertibergreifende
Umverteilung nach § 51 AsylVfG) Rechnung getra-
gen werden. Die Dublin-II-VO ist von ihrer Genese
und Struktur her vollig anders ausgerichtet: Sie
erkennt die Tragweite der (endgultigen) europii-
schen Zustindigkeitsentscheidungen, billigt den
Betroffenen ausdriicklich Rechtsbehelfe gegen die
Zustandigkeitsentscheidungen zu (vgl. Art. 19 Abs.
2 S. 4 und Art. 20 Abs. 1 Buchst. e S. 5 D- II-VO)
und benennt im Rahmen der einzelnen Zustindig-
keitsregelungen ausdriicklich
Kriterien, bei denen sich gera-
dezu aufdringt, dass die
Zustindigkeitsentscheidung
kein vom Betroffenen unge-
prift hinzunehmendes blof3es
,Verwaltungsinternum® sein
kann (vgl. zum Beispiel Art.
6-8 und Art. 15, in denen die
Pflicht zur Beachtung familii-
rer Bindungen konstituiert
wird).

Nach alledem kann die Dublin-II-VO also zwar als
Zustindigkeitsbestimmungssystem  beschrieben
werden; damit ist andererseits aber gerade nicht
gesagt, dass sich die Personen, iber deren weiteres
Schicksal die Regelungen der Dublin-II-VO ent-
scheiden, nicht gegen die Zustindigkeitsbestim-
mung gerichtlich zur Wehr setzen und sich dabei
nicht auch auf eine Vielzahl individueller Rechte
berufen konnten.

Tatsachliche Schwierigkeiten bei der Kontrolle von
Uberstellungs-Entscheidungen

Das Recht auf eine Kontrolle von Zustindigkeits-
beziehungsweise Uberstellungs-Entscheidungen
nach der Dublin-II-VO ist aber nur dann etwas Wert,
wenn von ihm auch tatsichlich Gebrauch gemacht
werden kann. Hier beginnen die eigentlichen
Schwierigkeiten — oder besser gesagt: Widrigkeiten.

Die erste tatsichliche Widrigkeit bei der Kontrolle
von Uberstellungs-Entscheidungen nach der
Dublin-II-VO ist, dass die Entscheidungen grund-
sitzlich obne jegliche Information des Betroffenen
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vorbereitet werden. Das heifdt: Asylsuchende, die, in
der fir sie zustindigen Auflenstelle, einen Asylan-
trag gestellt haben, erfahren nichts davon, dass das
Bundesamt im Hintergrund gar nicht eine Prifung
des Asylantrages in Deutschland vorbereitet, son-
dern dass es in Wirklichkeit einen anderen Mit-
gliedstaat der EU aufgefordert hat, sich — zum Bei-
spiel weil die oder der Betroffene illegal tiber die
Aulengrenze des betreffenden Mitgliedstaates in
die EU eingereist ist — fiir das Asylverfahren fir
zustindig zu erklidren. Aufgrund dieses Zustandes
der Desinformation sind die Betroffenen nicht in
der Lage, bestimmte fiir sie glinstige Umstinde, dass
es z. B. nahe Familienan-
gehorige in Deutschland
gibt, gegenliber dem
Bundesamt vorzutragen.

Die zweite tatsdchliche

Widrigkeit bei der Kontrol-

le von Uberstellungs-Ent-

scheidungen nach der

Dublin-II-VO rihrt daher, dass die Gesetzesvor-
schriften tiber das Verwaltungsverfahren (§ 31 Abs.
1S. 4-6 und § 34a Abs. 1 AsylVfG) vom Bundesamt
in aller Regel so ausgelegt und angewendet werden,
dass der beziehungsweise die Betroffene von der
Uberstellungsentscheidung des Bundesamtes erst in
den frithen Morgenstunden des Uberstellungstages
und unter Umgebung einer beziehungsweise eines
gegebenenfalls  beauftragten  Bevollmdchtigten
erfihrt.

Baurechtliche Paralleliiberlegung

Wirde man diese Situation auf einen anderen
Bereich des Offentlichen Rechts, nimlich das Bau-
recht, tibertragen, wire folgender Geschehensablauf
denkbar: Das Bauamt hilt den Abriss eines seiner
Ansicht nach illegal errichteten Hauses fir notwendig
und erldsst eine Abrissverfligung. Diese Abrissverfu-
gung wird allerdings erst am Morgen des geplanten
Hausabrisses an die Bewohner des Hauses bekannt
gegeben, und zwar nicht durch die MitarbeiterInnen
des Bauamtes, sondern durch die MitarbeiterInnen
des mit dem Abriss beauftragten stidtischen Bauho-
fes. Nach der Ubergabe der Abrissverfiigung wird
sofort mit den Abbrucharbeiten begonnen. Was im
Baurecht mit groBer Wahrscheinlichkeit zu einem
Aufschrei von Betroffenen und RichterInnen fiithren
wirde, gehort im Asylrecht seit Jahren zur stindigen
Verwaltungspraxis, die sich dabei auch durchaus auf
die Gesetzeslage berufen kann.
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Mit der baurechtlichen Paralleliberlegung ist
zugleich auch noch die dritte tatsidchliche Widrigkeit
angesprochen: Die Verwaltungsentscheidung, mit
der Dublin-Uberstellungen gegeniiber den Betroffe-
nen bekannt gegeben werden, ist nimlich als so
genannte Abschiebungsanordnung ausgestaltet, was
— im Unterschied zur Abschiebungsandrohung —
bedeutet, dass dem Betroffenen keine Ausreisefrist
gesetzt und damit auch keine Gelegenbeit zur frei-
willigen Ausreise gegeben wird. Die Uberstellung ist
damit zwingend als Abschiebung, das heifst als
Durchsetzung der Ausreisepflicht durch Einsatz
Dritter, durchzufiihren.1

Die Uberstellung ist damit zwingend
als Abschiebung, das heiB3t als Durch-
setzung der Ausreisepflicht durch Ein-
satz Dritter, durchzufiihren.

Rechtliche Schwierigkeiten bei
der Kontrolle von
Uberstellungs-Entscheidungen

Als wirden die tatsichlichen

Widrigkeiten die Betroffenen,

die VerfahrensberaterInnen und

die Rechtsanwiltlnnen nicht

schon vor genug Probleme stel-
len, gesellen sich noch folgenreiche rechtliche
Schwierigkeiten bei der Kontrolle von Zustindig-
keits- und Uberstellungs-Entscheidungen nach der
Dublin-II-VO hinzu.

Im Zentrum steht dabei die Vorschrift des § 34a Abs.
2 AsylVfG. Dieser Paragraf normiert, dass die von
Uberstellungsentscheidungen betroffenen Men-
schen zwar gegen die Uberstellungsentscheidung
Klage erheben, aber nicht um Eilrechtsschutz nach-
suchen dirfen. Die Regelung wiirde, konsequent
angewandt, bedeuten, dass die Betroffenen ihre
Klage immer vom Ausland aus weiter verfolgen
miissten. Eine vorldufige Aussetzung der Uberstel-
lungsentscheidung durch ein deutsches Gericht - so
dass der Betroffene den Ausgang des Klageverfah-
rens in Deutschland abwarten kann - | siebt das
Gesetz nicht vor. Um noch einmal die oben gezoge-
ne Parallele zu einer Abrissverfigung heranzuzie-
hen: Gibe es eine entsprechende Vorschrift auch im
Baurecht, dann konnten die betroffenen Hausbe-
wohner nicht einmal einen Stopp des sofort voll-
ziehbaren Hausabrisses im Wege eines Eilverfahrens
erreichen; sie wiren einzig und allein darauf ver-
wiesen, die Rechtmigigkeit der Abrissverfligung in
einem Klageverfahren tiberpriifen zu lassen, zu des-
sen Abschluss es mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit erst nach dem Abschluss der
Abrissarbeiten kommen wurde.



Ausblick

Vor dem Hintergrund der dargestellten Fragen und
Probleme, die die Dublin-II-VO aufwirft, darf mit
Spannung den angesprochenen, im Sommer anste-
henden Entscheidungen des Bundesverfassungsge-
richts entgegengesehen werden. Den Betroffenen
ist jedenfalls dringend zu raten, den Umstand, ob
ein Dublin-Verfahren lduft, frithzeitig aufzukliren
und moglichst schnell zu kliren, ob nicht rechtliche
Schritte Erfolg versprechen konnten. Dabei ist es
wichtig zu betonen, dass Erfolgschancen lingst
nicht nur im Hinblick auf die vielbeachtete ,Grie-
chenland-Problematik“ bestehen. Es sind stattdes-
sen zahlreiche andere Zielstaaten der Uberstellung
und Fallkonstellationen denkbar, bei denen sich ein
Vorgehen lohnen kann.<

Angesichts der Tatsache, dass das Bundesverfassungsgericht
in mebreren Eilentscheidungen Dublin II-Abschiebungen
nach Griechenland ausgesetzt hat und Dublin II auch in
Europa immer umstrittener ist, hat das ,Welcome to Europe”-
Netzwerk eine Kampagne initiiert, um fiir Deutschland eine
Ende aller Abschiebungen nach Griechenland zu erreichen
und damit einen Beitrag zum Ende des Dublin II-Systems zu
leisten. Weitere Informationen http://dublin2.info

© Im Aufenthalts-
recht gibt es tibrigens
auch eine solche
Regelung, vgl. § 58a
AufenthG, die aber
nur fiir extreme Aus-
nabmefille, in
denen es zum Bei-
spiel um Terroristen
oder ,Hajfsprediger*
geht, gilt.
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Sag mir wie alt du bist!

.Das erste Mal bin ich aus Eritrea geflohen. Das zweite Mal aus Malta." - Minderjdhrige Fllichtlinge auf der
Weiterflucht in Europa” — Minderjéhrige, die sich innerhalb Europas auf der Weiterflucht befinden, sitzen héufig
in der Falle von Altersfeststellung und Dublin-lI-Verfahren. Wie das Alter bestimmt wird, wer in das Verfahren
involviert ist, welche Konsequenzen voneinander abweichende Angaben haben und wo der unbegleitete min-
derjahrige Flichtling schlieBlich landet: Ein Aufriss von Maria Bethke und Dominik Bender

indestens zwei Regelungen machen es Asyl-

suchenden ebenso wie anerkannten Flicht

lingen grundsitzlich unmdoglich, ihr europii-
sches Hrstaufnahmeland zu verlassen: Erstens das in
der Dublin-II-Verordnung von 2003 geregelte Verbot
der wiederholten Asylantragstellung in unterschied-
lichen europiischen Iindern. Und zweitens der Aus-
schluss anerkannter Flichtlinge vom Recht auf
Weiterwanderung innerhalb der Furopdischen Union.
Den Betroffenen droht also in aller Regel eine inner-
curopiische Abschiebung zuriick ins Frstaufnahme-
land.

Fir unbegleitete Minderjihrige gelten jedoch einige
wenige Ausnahmen: Wenn es einen Familienangeho-
rigen gibt, der sich in einem Dublin-Staat aufhilt, ist
dieser Staat fiir das Asylverfahren eines unbegleiteten
Minderjihrigen zustindig (Art. 6 und 15 Abs. 3
Dublin-1I-VO). Gibt es keine solche Person, ist der
Staat zustindig, in dem erstmals ein Asylantrag
gestellt wurde, und das muss nicht unbedingt der
Finreisestaat sein. Aulerdem werden unbegleitete
Minderjihrige, falls sie nach Deutschland weiterflie-
hen, vom Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge
im Gegensatz zu den meisten volljahrigen Flichtlin-
gen nicht nach Griechenland oder Malta zurtickge-
schickt, weil das Bundesamt derzeit davon ausgeht,
dass die Betroffenen in diesen Lindern unzumutba-
ren Iebensbedingungen ausgesetzt wiren.

Ist Weiterflucht also in engen Grenzen doch mdoglich?
Die Beantwortung dieser Frage hingt, wie der folgen-
de reale Finzelfall' veranschaulichen soll, ganz mal3-
geblich davon ab, welches Alter den Betroffenen von
den deutschen Beh6rden zugeschrieben wird.

Hin und Her zwischen Voll- und Minderjahrigkeit

Im Mirz 2009 meldet sich Sansilia aus Fritrea bei der
deutschen Polizei als Asylsuchender und gibt an, 16
Jahre alt zu sein. Der Polizeibeamte hilt das fir gelo-
gen und notiert ein fiktives Geburtsdatum, nach dem
Sansilia gerade 18 Jahre alt wire. Die Frstaufnahme-

einrichtung, an die ihn die Polizei daraufthin weitetlei-
tet, verstindigt allerdings das Jugendamt. Die Mitar-
beiterin dort glaubt ihm, dass er erst 16 Jahre alt ist
und bringt ihn in einem Kinderheim unter. Nach eini-
gen Wochen stellt sich heraus, dass Sansilia tber
Malta eingereist und dort unter einem anderen
Geburtsdatum registriert ist. Demnach wire er bereits
volljahrig. Das Jugendamt beendet die Heimunterbrin-
gung und schickt ihn als Volljahrigen zuriick in die
Erstaufnahmeeinrichtung fiir erwachsene Flichtlinge

und Familien.

Wihtenddessen hat das Bundesamt bereits ein so
genannten Dublinverfahren eingeleitet, und von der
Auslinderbehorde sind bereits alle Vorkehrungen fiir
eine Abschiebung nach Malta getroffen. Sansilia
schafft es jedoch, sich seine Geburtsurkunde aus
Fritrea schicken zu lassen, die besagt, dass er erst 16
Jahre altist. Das Jugendamt nimmt ihn daraufhin wie-
der in Obhut, die Urkunde wird vom Bundesamt auf
Echtheit gepriift. Alle Beteiligten wissen, wie wichtig
die Klirung der Altersfrage ist, denn nach der Praxis
des Bundesamtes werden Asylsuchende unter 18 Jah-
ren nicht nach Malta abgeschoben.

Allerdings kommt das Bundesamt bald zu dem Frgeb-
nis, gar nicht feststellen zu kénnen, ob die Urkunde
echt oder gefilscht ist; daher bleibt sie fiir das
Bundesamt ,unberiicksichtigt. Noch am selben Tag
erklirt das Jugendamt den Jungen wieder fiir volljah-
rig, er muss das Kinderheim verlassen. Die Abschie-
bung nach Malta kann aber dennoch in letzter Minute
verhindert werden, weil bei Sansilia eine schwere,
behandlungsbediirftige Krankheit diagnostiziert wird,
ein Umstand, der das Bundesamt ebenfalls von
Abschiebungen nach Malta absehen ldsst. Drei Mona-
te nach dieser Entscheidung kommt das Familienge-
richt zu dem Schluss, dass Sansilia minderjihrig ist. Fr
kehrt zurtick in ein Kinderheim und wird bald darauf
vom Bundesamt als Flichtling anerkannt.

Das Hin und Her dariiber, welches Alter Sansilia
zuzuschreiben sei, fiihrte zu einem Hin und Her
beztiglich der Aufnahmebedingungen und — viel ein-
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schneidender — zu einer stindig wechselnden Fin-
schitzung dartber, ob erin Deutschland bleiben
kann oder abgeschoben werden soll.

Sag mir, wie alt du bist ...

Als ,Volljihriger“lebte Sansilia in einer Erstaufnahme-
cinrichtung mit etwa 250 anderen Flichtlingen. Dort
teilte er sich mit drei weiteren Personen ein kleines
Zimmer, er hatte keine Privatsphire. Fin Schulbesuch
war nicht méglich. Die medizinische Versorgung war
auf Notfille beschrinkt, seine Arztbesuche mussten

muihsam erkimpft werden.

In der Zeit, in der ihm seine Altersangabe geglaubt
wurde, lebte er demgegeniiber in einer Jugendhilfe-
cinrichtung. Sansilia hatte das Gliick, sich in einem
Bundesland gemeldet zu haben, in dem auch 16- und
17-Jihrige umgehend in einer Jugendhilfeeinrichtung
in Obhut genommen werden. Dort wurde er von
Pidagoglnnen betreut, die ihn bei Arzt-, Beh6rden
und Anwaltsbesuchen begleiteten, konnte zur Schule
gehen, war krankenversichert und auch sonst sozial-
rechtlich deutschen Jugendlichen in diesem Heim
gleich gestellt. Von einer bundeseinheitlichen Rege-
lung kann diesbeziiglich in der Bundesrepublik trotz
der Ricknahme des jahrzehntelang gepflegten Vorbe-
halts gegen die UN-Kinderrechtskonvention noch
lange nicht gesprochen werden.

..und ich sage dir, wohin du darfst ...

Ausgerechnet die wohl schutzbedurftigsten Minder-
jaihrigen, ndmlich diejenigen, die in Europa tberhaupt
keine Verwandten haben, werden in die klassischen
Finreisestaaten Griechenland, Italien, Malta, Ungarn
und Polen zurtck geschickt, wenn sie dort vor ihrer
Weiterflucht nach Deutschland einen Asylantrag
gestellt haben. Durchbrochen wird diese Regel nur
durch die ebenfalls bereits einleitend angesprochene
Praxis des Bundesamtes, unbegleitete Minderjihrige
zumindest nicht nach Malta oder Griechenland abzu-
schieben. In diesen Fillen macht das Bundesamt von
seinem Selbsteintrittsrecht Gebrauch. Wer entscheidet
aber iiber die folgenschwere Frage, ob einem jungen
Menschen seine Angabe, minderjihrig zu sein,
geglaubt wird?

In den meisten Iindern ist das Jugendamt zumindest
an der Entscheidung zur Altersfeststellung beteiligt™.
In einigen Tindern erfolgt diese hingegen routinemi-
Big durch die Polizei oder die Auslinderbehérde.
Aber auch die FErstaufnahmeeinrichtung kann, wie der
Fall Sansilias zeigt, eine wichtige Rolle spielen, so
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dass man letztlich sagen muss, dass es fiir die Betrof-
fenen vollig undurchsichtig ist, wer letztlich fur die
Altersfeststellung verantwortlich ist. Dieses Problem
wird dadurch verstirkt, dass auch unklar ist, wie eine
Altersfeststellung zu erfolgen hat.

Die ,Inaugenscheinnahmeist am weitesten verbrei-
tet, aber auch das Réntgen der Handwurzelknochen
oder die Untersuchung der Pubertitsentwicklung
kommen in einigen Iindern zum Finsatz. Inaugen-
scheinnahme kann bedeuten, dass einE Beh6rdenmit-
arbeiterln den Jugendlichen betrachtet und auf Grund
des optischen Findrucks ein Alter festsetzt. Fine sol-
che Finschitzung kann aber willkiitlich sein, denn es
ist zum Beispiel schlicht unmdoglich, auf diese Weise
cineN 17-JihrigeN von eineR 18-Jihrigen zu unter-
scheiden.

Inaugenscheinnahme kann aber auch bedeuten, dass
cinE PidagogIn oder einE Sozialarbeiterln mehrere
ausfithrliche Gespriche mit deR Jugendlichen fihrt,
ihn/sie im Zweifelsfalle in Obhut nehmen lisst und
den Eindruck, den die Betreuetlnnen in der Einrich-
tung gewinnen, am Ende in seine/ihre Entscheidung
mit einflieBen lisst. Zuverldssig ist auch diese Metho-
de nicht, aber sie birgt immerhin die Chance, dass
Faktoren wie Personlichkeitsentwicklung und Hilfebe-
darf des jungen Menschen beriicksichtigt werden —
zumal Jugendimter und Betreuungseinrichtungen in
der Regel das Kindeswohl stitker im Blick haben.
Héchst problematisch ist ausgerechnet die Methode,
deren Verfechter fir sich in Anspruch nehmen,
besonders objektiv zu sein: Das Réntgen der Hand-
wutzelknochen soll Aufschluss tiber das Knochenalter
geben, und anhand von Tabellen soll so eine genaue
Bestimmung des Alters moglich sein. Pro Asyl gab
1995 ein Gutachten in Auftrag, das ergab, dass Kno-
chenalter und chronologisches Alter nur bei ungefihr
20-30% der Jugendlichen tibereinstimmen und Abwei-
chungen von mehreren Jahren moglich sind. Auch
der 110. Deutsche Arztetag verurteilte 2007 die Alters-
feststellung durch Rontgen der Handwurzelknochen
als ,wissenschaftlich héchst umstritten®; die Methode

solle auf keinen Fall angewandt werden.

Auf solche Kritik reagieren forensische Altersdiagno-
stikerInnen indem sie eine Ausweitung medizinischer
Untersuchungen fordern, also neben dem Réntgen
mehrerer Kérperteile z.B. auch eine Untersuchung
der Zihne, der Schambehaarung, der Brust- und
HodengroBe et ceteras. Diese Methoden setzen die
Jugendlichen nicht nur einer erh6hten Strahlenbela-
stung aus, sondern verletzen sie auch massiv in ihrer

Intimsphire. Sie 16sen auch das grundsitzliche Pro-



blem nicht, dass Standardtabellen zur Entwicklung
von Jugendlichen zwar Durchschnittswerte liefern
konnen, aber fiir die Altersbestimmung konkreter Fin-
zelpersonen — zumal aus v6llig anderen Regionen der
FErde - ungeeignet sind.

...sofern ich es dir glaube

Die Familiengerichte nehmen das von den Beh6rden
festgestellte Alter in der Regel als gegeben hin. Auch
das Bundesamt geht seinerseits in der Regel davon
aus, dass das Alter korrekt ist, das vom Jugendamt,
der Polizei oder der Auslinderbehérde festgestellt
wurde. Fine eigene Altersfeststellung mittels Inaugen-
scheinnahme nimmt es nur dann vor, wenn der/die
zustindige MitarbeiterIn die/den BetroffeneN fur
offensichtlich jinger oder dlter hilt.’” Dabei ist aller-
dings ,dem Minderjihrigenschutz dadurch Rechnung
zu tragen, dass im Zweifel zu Gunsten des/der
Betroffenen davon auszugehen ist, dass dieser das 16.
Lebensjahr noch nicht vollendet hat; daher ist auch
vom letztmdglichen Geburtsdatum (31.12.) des ange-
nommenen Geburtsjahres auszugehen® Die Daten im
Auslinderzentralregister quellen dem gegentber gera-
dezu tuber mit Geburtsdaten, die auf den ,,1.1.“ lau-

ten.

Fir die Jugendlichen ist es so unmdoglich zu durch-
schauen, wer auf welcher Grundlage tber ihr Alter
entscheiden darf und wo sie sich gegen eine falsche
Entscheidung zur Wehr setzen kénnen - zumal es
keine letzte Instanz® fiir die Altersfeststellung gibt
und es vorkommen kann, dass Jugendliche bei ver-
schiedenen Behorden mit verschiedenen Geburtsda-
ten registriert ist.

Unterschiedliche Altersangaben
in verschiedenen Dublin-Staaten

Inzwischen hat die Altersfeststellung zudem auch
hiufig eine europdische Dimension. Im Falle von
Sansilia war es zum Beispiel so, dass das beteiligte
Jugendamt nicht aufgrund seiner dulleren Erschei-
nung oder eines medizinischen Gutachtens, sondern
aufgrund der bekannt gewordenen Altersangabe in
Malta die Einstufung als Minderjihriger revidierte (um
sie spiter aufgrund der Geburtsurkunde dann doch
wieder vorzunehmen, siche oben).

Bei der unbesechenen Ubernahme von Angaben zum
Geburtsdatum in anderen Dublin-Staaten sollte aber
grofle Vorsicht geboten sein. Fragt man niamlich
Flichtlinge, die sich in Deutschland als minderjihrig
bezeichnen, obwohl sie zuvor in anderen europii-
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schen Staaten als volljahrig registriert wurden, wie es
dort zu einer falschen Altersangabe kam, hért man
plausible Frklirungen:

So wird vielen Flichtlingen ihr Alter von den Behor-
den aus Opportunititsgrinden schlicht nicht geglaubt
und ohne weitere Befragung oder Untersuchung ein
Geburtsdatum eingetragen, demzufolge sie volljihrig
sind. Auch werden die meisten nicht von Dolmet-
scherInnen in ihrer Muttersprache befragt, was zu
Fehlern fithrt, oder die Umrechnung aus den in den
Herkunftslindern gebriuchlichen Kalendersystemen
misslingt, was auch in Deutschland vorkommt. Oft
werden die Personalien einer ganzen Gruppe notiert,
und einer der Flichtlinge, der vielleicht gebrochenes
Englisch spricht, macht die fiir die eigentlich Betroffe-
nen uniiberpriifbaren Angaben. Sie haben keine M6g-
lichkeit, die Angaben zu korrigieren, selbst wenn sie
die Jahreszahl zu Gesicht bekommen und sie lesen
konnen. Gerade an den Mittelmeerkisten sind die
wenigsten Ankommenden tGiberhaupt noch kérpetlich
und psychisch in der Iage, solche Gespriche zu fith-
ren. In Italien machen sich Jugendliche oft auch ilter,
weil sie wissen, dass es dort fiir Asylsuchende keine
Sozialhilfe gibt. Wer nicht hungern will, muss arbei-
ten, und wer eine Arbeitserlaubnis bekommen will,
muss volljihrig sein. In Malta ,korrigierten®in den
vergangenen Jahren viele Jugendliche ihr Alter nach
oben, um schneller aus dem Gefingnis entlassen zu
werden. In Malta findet das Asylverfahren nimlich in
der Haft statt, und vor der Priifung des Asylbegehrens
wird — ebenfalls in Haft - das Alter iberprift, sofern
man sich als minderjihrig bezeichnet. Da dies mehre-
re Monate dauern konnte, verlingerte sich die Haft
entsprechend. Viele Jugendliche sahen in einer fal-
schen Altersangabe die einzige Méglichkeit, schneller

entlassen zu werden.

Demzufolge darf das Bundesamt die Altersangabe aus
einem anderen Staat nicht einfach ibernehmen.
Wenn Zweifel an der Minderjihrigkeit auftreten, ist
mit deR Betreuerln bzw. Vormund Kontakt aufzuneh-

men, um weitere Frkenntnisse zu gewinnen.

Wenn all dies beriicksichtigt wird, kann es auch
cinem Jugendlichen, der in einem anderen Dublin-
Staat als volljihrig registriert wurde, gelingen, in
Deutschland weiter als Jugendlicher angesehen zu
werden. In Dublin-Fillen, die sich um die Zielstaaten
Malta und Griechenland drehen, oder in Fillen, in
denen im europiischen Frstaufnahmeland noch kein
Asylantrag gestellt wurde, bedeutet das dann, dass
cine Abschiebung abgewendet werden kann.

Hterlaoh
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Uberstellung,in die Volljahrigkeit"

Droht trotz alledem die Abschiebung, sollten zumin-
dest die Méglichkeiten genutzt werden, eine am Kin-
deswohl orientierte Verfahrensgestaltung einzufordern
und so zumindest eine erneute Rickkehr in Armut
und Obdachlosigkeit zu verhindern. Insbesondere in
Fillen, in denen Minderjihrige in einen Dublin-Staat
iberstellt werden, in denen sie gerade nicht als min-
derjihrig registriert sind (chrstcllung »in die Volljih-
rigkeit®), sollten Vormund, FErginzungspflegerIn und
die zustindige Jugendhilfeeinrichtung darauf insistie-
ren, dass die Altersangabe dort korrigiert und der/die
Betroffene minderjihrigengerecht behandelt wird. Das
schlieft die Unterbringung in einer Jugendhilfeein-
richtung und die Benennung eines Vormundes mit

cin.

Diese Anspriiche formuliert auch das Bundesamt in
seinem Working Paper 26 von 2008, wonach zu-
nichst ,Betreuer bzw. Vormiinder tiber die Durchfiith-
rung des 'Dublinverfahrens' angemessen zu informie-
ren“seien. Weitethin soll ,ein addquater Empfang des
Mindertjihrigen im zustindigen Mitgliedstaat ermdog-
licht werden® Was ein ,addquater Empfang® ist, wird
allerdings nicht weiter ausgefithrt. Als MaB3stab kann
aber das gelten, was bei Abschiebungen von Minder-
jihrigen ins Herkunftsland gilt. Hier heif3t es in dem
Working Paper: ,Generell gilt der Grundsatz, dass
unbegleitete Kinder und Jugendliche nur dann abge-
schoben werden sollen, wenn eine Betreuung der
Minderjihrigen im Herkunftsland sichergestellt ist.*
Eine Formulierung wie sie auch die EU in ihren Rik-
kfihrungsrichtlinie, der Furopidische Rat zum Umgang
mit unbegleiteten mindetjihrigen Flichtlingen®, der
UN-Kinderrechtsausschusses® sowie der UNHCR’

pflegt.

" Der Name des ' siehe
Betroffenen wurde bttp: [fwww.proasyl.de/

von den Autoren Sfileadmin [fm -
gedandert und der dam [i_Asylrecht/Dien -
Sachverhalt anfdas stanweisungen- pdf.

im vorliegenden Asyl_ BAME2010.pd.

plateld=raw proper-
ty=publicationFile.pdf
wp26-unbegleitete-
minderj%C3%. M hrige
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Fazit

Der Minderjihrigenschutz spielt in Dublin-Fillen eine
besondere Rolle. Dies wird allein schon daran deut-
lich, dass die Betroffenen nach den Verfahrensstan-
dards, die sich das Bundesamt selbst gesetzt hat, bes-
ser zu informieren sind als es bei Dublinverfahren
von Volljahrigen tGblich ist. Wenn im Zielstaat allge-
mein oder zumindest im konkreten Fall katastrophale
Iebensverhiltnisse drohen, kénnen Uberstellungen
von Mindetjihrigen zum Teil verhindert werden. Ist
dies nicht méglich, kann dort wenigstens eine min-
derjihrigengerechte Betreuung und Unterbringung
gefordert werden. Das alles setzt aber voraus, dass
die beteiligten Behorden dem/der Jugendlichen glau-
ben, dass et/sie minderjihtig ist. Nur dann kann die
Weiterflucht von unbegleiteten Minderjihrigen inner-
halb Europas in vielen Fillen doch noch ein gutes
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